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Gesetz über die Jugendhilfe

(Vom 2. Dezember 1973)

s Volk des Kantons Obwalden

erläßt,
in Erwägung,

daß die Pflege und Förderung der Jugend heute infolge der
raschen Veränderung unserer gesellschaftlichen Institutionen und
Verhältnisse sowie der stark zunehmenden Umwelteinflüsse ver-
mehrt zu einer öffentlichen Aufgabe geworden ist,

daß sowohl die Eltern wie auch die Jugendlichen zur Bewälti-
gung der heutigen Lebenssituationen auf zusätzliche Erziehungs-
hilfen und Beratung angewiesen sind,

in der Absicht, die privaten Träger der Jugendhilfe zu unter-
stützen und soweit notwendig durch staatliche Dienste zu er-
gänzen sowie die gesamte Jugendhilfe im Kanton wirksam zu
koordinieren,

gestützt auf Artikel 25 der Kantonsverfassung 1 ,
auf Antrag des Kantonsrates,

folgendes Gesetz:

L Allgemeine estimmungene. 

A. Zweck und Geltungsbereich

Art. 1
Zweck, Vorrang allgemein

Das Gesetz über die Jugendhilfe dient der Förderung von
Kindern und Jugendlichen bei der Entfaltung ihrer Persönlich-
keit.

1 LB XIII, 1
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2 Diese Aufgabe haben zunächst Eltern, Schule und Kirche
als Erziehungsträger wahrzunehmen; deren Rechte und Pflichten
werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

Art. 2
Persönlicher Geltungsbereich

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für Kinder und Ju-
gendliche bis zur Erreichung der Mündigkeit, soweit das Gesetz
keine besonderen Unterscheidungen trifft.

Art. 3
Sachlicher Geltungsbereich

Jugendhilfe im Sinne dieses Gesetzes geschieht durch:
a) Förderungshilfe: sie bezweckt die Förderung oder Ergänzung

nichtstaatlicher Träger, welche Jugendhilfe durch persönliche,
sachliche oder finanzielle Mittel im Sinne dieses Gesetzes
leisten;

b) Jugendpflege: sie bezweckt die erzieherische, gesundheitliche
und kulturelle Förderung der Jugend in der Oeffentlichkeit;

c) sozial-kulturelle Hilfe: sie bezweckt die Hilfe zur Bewältigung
der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Umweltprobleme;

d) Hilfe für Kinder und Jugendliche in besonderen Lebenslagen:
sie bezweckt Leistungen für die gefährdete oder geschädigte
Jugend (Jugendfürsorge).

B. Grundsätze

Art. 4
Subsidiaritätsprinzip

1 Die Jugendhilfe erfolgt zunächst durch nichtstaatliche Trä-
ger; soweit solche fehlen oder deren Tätigkeit keinen Erfolg
zeitigt oder erwarten läßt, tritt die öffentliche Jugendhilfe ein.

2 Die öffentliche Jugendhilfe tritt insbesondere ein, wo die
Tätigkeit der Erziehungsträger der Ergänzung und Förderung
bedarf oder die Entfaltung der Persönlichkeit des Jugendlichen
nicht oder nur ungenügend ermöglicht.
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Art. 5

Erziehungsträger, Erziehungsberechtigte
1 Als Erziehungsträger, deren Rechte und Pflichten durch die

öffentliche Jugendhilfe zu berücksichtigen sind, gelten zunächst
die Eltern oder deren Vertreter sowie Schule und Kirche.

2 Als Erziehungsberechtigter gilt, wer unmittelbar das Recht
und die Pflicht hat, für die Person des Jugendlichen zu sorgen.

Art. 6
Grundrichtung der Erziehung

Die vom Inhaber der elterlichen Gewalt bestimmte Grundrich-
tung der Erziehung ist durch die Träger der Jugendhilfe zu be-
rücksichtigen, sofern hierdurch nicht das Wohl des Jugendlichen
gefährdet ist.

Art. 7
Mitwirkung

'Bei der Jugendhilfe ist eine sinnvolle Zusammenarbeit mit
den Erziehungsberechtigten sowie der altersgerechte aktive Ein-
bezug der Jugendlichen anzustreben.

2 Angemessene Wünsche der Erziehungsberechtigten zur Ge-
staltung der Jugendhilfe im Einzelfall sind zu berücksichtigen.

II. Leistungen

Art. 8
Förderungshilfe

1 Die Förderungshilfe nach Artikel 3 Buchstabe a dieses Ge-
setzes wird durch die Gemeinden und den Kanton geleistet.

2 Sie erfolgt nach Maßgabe von Artikel 4 dieses Gesetzes durch
folgende Mittel:
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a) einmalige oder laufende Zuschüsse an die Institutionen;
b) Zuschüsse an die Kosten der Jugendpflege, der sozial-kulturel-

len Hilfe, der Hilfe für Kinder und Jugendliche in besonderen
Lebenslagen oder durch Kostengutstand;

c) sachliche oder personelle Ergänzung der Institutionen;
d) fachliche Unterstützung durch die Dienststellen für Jugend-

hilfe.

Art. 9
Jugendpflege

1 Die Jugendpflege nach Artikel 3 Buchstabe b erfolgt durch
die kantonalen Dienststellen der Jugendhilfe, insbesondere durch
die Jugendberatungsstelle gemäß Artikel 14 dieses Gesetzes.

2 Sie umfaßt insbesondere:
a) die fachliche Unterstützung und Beratung der Erziehungs-

träger;
b) die Zusammenarbeit mit und die Förderung von Jugendlichen

sowie von Organisationen, Einrichtungen und Veranstaltungen,
welche Jugendpflege im Sinne dieses Gesetzes leisten;

c) die Gesundheitspflege und Lebenskunde mit besonderer Be-
rücksichtigung der Suchtgefahren;

d) Freizeiteinrichtungen;
e) Film- und Medienerziehung;
f) kulturelle Veranstaltungen.

Art. 10
Sozial-kulturelle Hilfe

1 Die sozial-kulturelle Hilfe nach Artikel 3 Buchstabe c dieses
Gesetzes erfolgt durch die Zusammenarbeit der Institutionen der
Jugendhilfe mit den Wirtschaftskreisen, um sie für eine Berück-
sichtigung der Anforderungen einer jugendgemäßen Gestaltung
ihrer Einrichtungen oder Betätigungen zu gewinnen bzw. zu
verhalten.

2 Sie umfaßt ebenfalls gesetzliche Bestimmungen über den
Jugendfilm, die Jugendliteratur und die Bekämpfung der Sucht-
gefahren.
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Art. 11
Hilfe in besonderen Lebenslagen

1 Die Hilfe für Kinder und Jugendliche in besonderen Lebens-
lagen nach Artikel 3 Buchstabe d dieses Gesetzes erfolgt durch:
a) persönliche Hilfe: sie besteht in der persönlichen Beratung

und Behandlung der Jugendlichen und allenfalls der Erzie-
hungsberechtigten;

b) gesetzliche Einzelhilfe: sie besteht in einzelnen helfenden Maß-
nahmen für gefährdete und geschädigte Jugendliche;

c) Sonderhilfen: sie gewähren über die persönliche Hilfe hinaus-
gehende besondere Leistungen wie:
1. Hilfe für Säuglihge und Kleinkinder;
2. Hilfe für körperlich und geistig behinderte Jugendliche;
3. Hilfe für kranke und verhaltensgestörte Jugendliche;
4. Hilfe für Pflegekinder;
5. Hilfe für Kinder und Jugendliche in Heimen.
2 Auf Hilfe für Kinder und Jugendliche in besonderen Lebens-

lagen besteht ein Rechtsanspruch.

IH. Organisation

Art. 12
Jugendhilfekommission

1 Der Regierungsrat ernennt eine kantonale Jugendhilfekom-
mission als Organ für die Gesamtkoordination der staatlichen und
nichtstaatlichen Jugendhilfe.

2 Die Jugendhilfekommission besteht aus fünf Vertretern der
staatlichen und nichtstaatlichen Jugendhilfe. Der Leiter der kan-
tonalen Jugendberatungsstelle gemäß Artikel 14 dieses Gesetzes
gehört der Kommission von Amtes wegen an.

Ihr obliegt insbesondere:
a) die Antragstellung auf Förderungshilfe bei den Gemeinden

und im Kanton;
b) die Beratung und Unterstützung des kantonalen Jugendbera-

ters;
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c) die Wahrnehmung und Prüfung allgemeiner und besonderer
Jugendprobleme im Kanton und die Vorbereitung der notwen-
digen Hilfsmaßnahmen;

d) die Aufstellung eines Kataloges positiver Maßnahmen der Ju-
gendhilfe und die Anregung besonderer Aktionen in der Oef-
fentlichkeit.

Art. 13
Kommission für Medienfragen

1 Der Regierungsrat ernennt eine kantonale Kommission für
Medienfragen zur Bearbeitung der Fragen des Jugendfilms und
der Medienkunde.

2 Diese Kommission besteht aus mindestens drei Fachleuten.
Der Leiter der Jugendberatungsstelle gemäß Artikel 14 dieses
Gesetzes nimmt an den Sitzungen von Amtes wegen teil.

Art. 14
Kantonale Jugendberatungsstelle

1 Der Regierungsrat errichtet eine kantonale Jugendberatungs-
stelle.

2 Dem Leiter der Jugendberatungsstelle obliegt insbesondere
die Koordination der übrigen Dienststellen sowie der praktischen
Jugendhilfe staatlicher und nichtstaatlicher Stellen.

Art. 15

Kantonale Dienststellen der Jugendhilfe
' Dienststellen im Sinne von Artikel 14 dieses Gesetzes sind:

a) die allgemeine Berufsberatung für die männliche und weib-
liche Jugend;

b) die Erziehungsberatung und der schulpsychologische Dienst;
c) der Sprachheildienst;
d) der Schulgesundheits- und Schulzahnpflegedienst.

2 Der Regierungsrat kann weitere Dienststellen errichten.

335



Gesetz über die Jugendhilfe

Art. 16
Jugendhilfekonferenz

1 Die Jugendberatungsstelle lädt jährlich mindestens einmal
die Vertreter der staatlichen und nichtstaatlichen Jugendhilfe zur
Jugendhilfekonferenz ein.

'Die Konferenz dient der Förderung der Jugendhilfe auf kan-
tonaler Ebene durch die Behandlung aktueller Jugendfragen,
durch die Formulierung von Anregungen und Empfehlungen zu-
handen der zuständigen Organe sowie durch die Verteilung und
Durchführung gemeinsam festgelegter Aktionen.

Art. 17
Einwohnergemeinde

Die Einwohnergemeinde ist zuständig für:

a) die Bewilligung von Mitteln im Rahmen der Förderungshilfe
nach Artikel 3 Buchstabe a dieses Gesetzes auf Gemeinde-
ebene;

b) die sozial-kulturelle Hilfe nach Artikel 3 Buchstabe c dieses
Gesetzes;

c) die Organisation der Hilfe für Jugendliche in besonderen Le-
benslagen gemäß Artikel 3 Buchstabe d dieses Gesetzes (Ju-
gendfürsorge).

Art. 18
Regierungsrat

Der Regierungsrat ist für die Förderungshilfe nach Artikel 3
Buchstabe a dieses Gesetzes auf kantonaler Ebene zuständig.

IV. Schlußbestimmungen

Art. 19
Delegation

Der Kantonsrat wird ermächtigt, alle im Zusammenhang mit
dem Jugendhilferecht durch den Kanton zu erlassenden Bestim-
mungen auf dem Verordnungsweg zu regeln.
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Art. 20
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit der Annahme durch das Volk in Kraft.

Art. 21
Aufhebung bisherigen Rechts

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind alle damit in Wi-
derspruch stehenden kantonalen Erlasse aufgehoben, insbeson-
dere:
a) Artikel 71 des Gesetzes betreffend die Einführung des Schwei-

zerischen Zivilgesetzbuches vom 30. April 1911 1 ;
b) die Verordnung betreffend Schutzaufsicht über Minderjährige

vom 5. Oktober 1901 2 ;
c) die Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern vom

29. November 1950 3 ;
d) Artikel 7 der Verordnung betreffend Theater, Konzerte und

andere Produktionen und die Spiele vom 22. Dezember 1924 4 ;
e) die Verfügung der Polizeidirektion betreffend Kinobesuch

Jugendlicher vom 23. August 1952 5 .

Art. 22
Vollzug

Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Samen, den 2. Dezember 1973.

Im Namen des Volkes,
Der Landammahn:

Hermann Wallimann

Der Landschreiber:
Urs Wallimann

1 LB V, 17
2 Ll3 IV, 15
3 LB VIII, 385
4 LB VI, 60
5 LB IX, 94
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